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Dieser Themenkomplex ist bisher nur unzureichend erforscht
und dargestellt worden. Eine ausführliche Abhandlung liegt
nochnicht vor.EinÜberblick über die125jährige Geschichte
der schleswig-holsteinischen Arbeiterbewegung kann aber
nicht an der USPD vorbeigehen. Im folgenden sollen daher
einige Schlaglichter auf die kurze historische Episode dieser
Partei geworfen werden.

Die USPD war imHerbst 1920, auf dem Höhepunkt ihrer
organisatorischen Entwicklung, eine Partei von fast 900000
Mitgliedern. InvielenBezirken hatte siedie MSPD an Stärke
fast erreicht, teilweise gar überholt. InSchleswig-Holstein al-
lerdings lag dieZahl der USPD-Mitglieder1920beica. 200001

undbetrugdamit nur einknappes Vierteldereingeschriebenen
Mehrheitssozialdemokraten (Standam1.4.1920: 86287)2.Die
USDPnimmt inder deutschenGeschichte eine wichtigeRolle
ein-sieist Ausdruck, jaSymbolfür die Spaltungderdeutschen
Arbeiterbewegung, gleichzeitig historischer Beleg für eine
linkssozialistische Massenbewegung inDeutschland. Ihre Be-
deutung für die regionale Geschichte zu untersuchen, bleibt
Aufgabe der Geschichtsschreibung der Arbeiterbewegung.

1. Auf dem Wege zur
Gründung einer
USPD

Ausdem Protokollbuchder SPDEckernförde,21.10.1916
„Dieheute tagende Mitgliederversammlung des sozialdemo-

kratischen Vereins Eckernfördeerkennt die Tätigkeit der Oppo-
sitionsvertreterindenParlamentenan, underwartet inZukunft
eineschärfere und deutlichereHervorhebung des Klassenstand-
punktes gegenüber der Kapitalistenklasse und der Regierung.
Unter allen Umständensollte versucht werden, sobald wie mög-
lich eine internationale Verständigung herbeizuführen, damit
die Proletarier aller Länder geschlossen wie früher den Kampf
gegen die Kapitalisten- und Imperialistengruppe in den einzel-
nen Ländern wiederaufnehmenkönnen."

Die kleine Protokollnotiz spiegelt die bis in kleine Ortsver-
eine reichenden heftigen Auseinandersetzungen um die Hal-
tung der SPD zur Kriegspolitik im I. Weltkrieg wider. Die
Reichstagsfraktion der SPDhatte1914Kredite gebilligt. Doch
gegen diese vollkommene Identifizierung mit dem nationalen
Staat erhob sich schnell eine innerparteiliche Opposition. 1916
traf sie sich zum ersten Mal auf Reichsebene. Nach Spaltung
der Reichstagsfraktion im gleichen Jahre entbrannte ein
Kampf um den Einfluß in den verschiedenen Bezirken und
Ortsvereinen. In Schleswig-Holstein wurden häufig Vertreter
der gegensätzlichen Linienzueiner Diskussioneingeladen, die
die konträrenPositionenverdeutlichensollten. So auchinEk-
kernförde ineinem Ortsverein von 200 Mitgliedern. Hier vo-
tierte man mehrheitlich gegen die Kriegsziel- und „Burgfrie-
dens"-Politik der Reichsleitung. Als weitere Stützpunkte der
Opposition galten Kiel, Bordesholm, Altona, Flensburg und
Schleswig.

Im Januar 1917 wurde die Opposition schließlich aus der
SPD ausgeschlossen. DieHerausgedrängten gründeten darauf-

1 Vgl. Robert F. Wheeler, USPD und
Internationale. Sozialistischer Inter-
nationalismus inder Zeit der Revolu-
tion. Frankfurt a.M.1975,5.248
2 Siehe: Zusammenstellung der SPD-
Mitgliederzahlen bei Rainer Paetau,
KonfrontationoderKooperation.Ar-
beiterbewegung und bürgerliche Ge-
sellschaft im ländlichen Schleswig-
Holsteinundin derIndustriestadtKiel
zwischen 1900 und 1925.Neumünster
1988,5. 496
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hin die USPD, die Unabhängige Sozialdemokratische Partei
Deutschlands.

Zum Sekretär desBezirks Wasserkante,zudem auch Schles-
wig-Holstein zählte, wurde derBremer Reichstagabgeordnete
Alfred Henke gewählt; Vorsitzender des ca. 1000 Mitglieder
starken Ortsverbandes Kiel3 wurde der Metallarbeiter Max
Güth.

Durch diepreußischen Behördensystematisch verfolgt und
immer am Rande der Zerschlagung stehend, gelang es der
USPD1917 inSchleswig-Holsteinnur schwer,eineParteiorga-
nisation aufzubauen. Personell durch ständige Verhaftungen
geschwächt,konnte die USPD 1917 in Schleswig-Holstein nur
schwerFuß zu fassen.Max Güth wurde z.B.wegenUnterstüt-
zung der „Hungerstreiks" von 1917 zu 5 Jahren Zuchthaus,
andere führende Vertreter zumehrjährigenHaftstrafen wegen
Landesverratsoder strafweiser Versetzung insHeer verurteilt.

2. Uneinheitlichkeit in
derEinheit— die
USPD nach1918

Lothar Popp und Karl Artelt zählten zu den wichtigsten
Vertretern der USPD in Schleswig-Holstein. InKiel war die
Stellung der SPD (jetzt MSPD, die SPD der Mehrheit) wäh-
rend des Krieges kaum angetastet worden.Dennochgelang es
der USPD 1918 immerhin, in den Werften über betriebliche
Vertrauensleuteeine solideBasis zugründen. Zuihnenzählte
auch Karl Artelt. Lothar Popp, von Beruf Händler, war erst
1917 zur schleswig-holsteinischen USPD gestoßen. Beide
USPD-Vertreter waren während der letzten Kriegsjahre we-
genihrerpolitischen AktivitätenzuGefängnisstrafenverurteilt
worden. Sie spielten im November 1918 eine große Rolle im
Matrosen-und Arbeiteraufstand vonKiel,der denFunkenfür
die RevolutioninDeutschland legensollte (siehe auchArtikel
November-Revolution in diesem Jahrbuch). Beide standen
auch dem Kieler Soldatenrat vor. Beide aber repräsentierten
auch dieUneinheitlichkeit inder USPD,die sichspäter inder
Spaltung der Partei zeigen sollte.

Während Artelt bereits 1919 zur KPD übertrat - er war
allerdings in seine Heimat Thüringen zurückgekehrt, ging
Popp mit dem „rechten Flügel" seiner Partei 1922 wieder zur
SPDüber.

Artelts Schritt blieb für die führenden USPD-Vertreter in
Schleswig-Holstein eine Ausnahme. VondenachtKandidaten

3 Siehe: Lothar Popp -Karl Artelt:
Ursprung und Entwicklung der No-
vember-Revolution1918, in: Zur Ge-
schichte der Kieler Arbeiterbewe-
gung, herausgegebenvonJürgen Jen-
sen,Kiel 1983,S.5

Lothar Popp 1974, (links), und Karl
Artelt 1917, (rechb). Ein Foto von
Poppausfrüherer Zeit warleidernicht
auffindbar.
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der USPD für die Reichstagswahl 1919 in Schleswig-Holstein
ging außer Artelt keiner zur KPD über.

3. DieTreue zurTra-
dition.aber kein
Konzept

Der Verkaufder Bebel-Porträts kannalssymbolischeDemon-
strationgesehen werden.AugustBebel,1913gestorben,reprä-
sentierte die alte, die „richtige" SPD für die Unabhängigen.
Für siegalt es alsHauptaufgabe, die SPD aufdenWeg zurück-
zuführen, den „Marx, Engels und Lassalle bewiesen, aufden
uns August Bebel, Wilhelm Liebknecht und Paul Singer jahr-
zehntelang rühm- und siegreich geführt haben."4

Die deutliche Festlegung auf die Rückkehr zum alten Weg
zog aber nach sich, daß die USPD selten eine eigene positive
Zielrichtung entwickelte und häufig nur auf politische Ent-
scheidungen der (M)SPD reagierte. Ihre ureigenste Zielset-
zung war die Auflösungdes „Burgfriedens" mit dem Kaiser-
reich und die Beendigung des Krieges gewesen, insofern war
die USPD als Produkt einer vorübergehenden Kriegslage ent-
standen.

DieUSPD war sonichtmit einerklarensozialistischenAlter-
native gegenüber der (M)SPD gegründet worden, sondern le-
diglicheinSchutz- und Trutzbündnis derParteioppositionellen
gewesen. Diese Haltung konnte die USPD auch nach 1918
nicht überwinden. Ihre innere Uneinheitlichkeit und Zerris-
senheit in mehrere Flügel hemmte nun, nachdem das erste
gemeinsame Ziel,nämlich derFrieden,erreicht war,eineüber-
zeugendeParteiarbeitnachaußen. DieseHeterogenität lahmte
auch die Diskussion praktischer und theoretischer Alternati-
ven zur (M)SPD undKPD. Statt über ökonomischeEntwick-
lungen derNachkriegszeit, Erfahrungen der „halbierten" deut-
schenRevolution,Perspektiven undKonzeptionen der soziali-
stischen Umwandlung Deutschlands zu reflektieren und zu
debattieren,standenandereThemenbeiderUSPDimVorder-
grund. So nahm z.B. auf dem Parteitag 1919 die Diskussion
über die eigene Stellung zur Sowjet-Union einen sehr großen
Raum ein, obwohl genauere Kenntnisse über die russischen
Entwicklungen nicht vorlagen und sich auch nicht verschafft
worden waren.6

In einem Punkt aber bestand in der USPD eine relative
Einigkeit, nämlich in der Frage des Aufbaus eines Rätesy-
stems.

4 Mitteilungsblatt eines USPD-Wahl
Vereins, zitiertnachHartfriedKrause
DieUSPD. Frankfurt 1975, S.92
5 Siehe auch: HartfriedKrause:Ebd
5.35f.
6 Siehe auch:Ebd.S. 36 f.

4. Rätesystem und
Parlamentarismus

Die„Republik",die Zeitung derUSPD für dieProvinzSchles-
wig-Holstein,machtam 12. 9.1919dieTitelseiteaufmit diesen
beidenpolitischen Schlagworten,die die Spannweite einespo-
litischenSystems für die Zukunft Deutschlandsnachder Revo-
lution umschreiben. Die Debatte um Rätesystem und/oder
Parlamentarismus wurde in der USPD mit großer Heftigkeit
geführt. Manhatte wohloder übel akzeptieren müssen, daß im
Dezember 1918 der reichsweite Rätekongreß, der eindeutig
von denMehrheitssozialdemokraten beherrscht war, sich für
Wahlen zu einer Nationalversammlung ausgesprochen hatte
und sich die „oberste Instanz" des spontan in denTagen der
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Revolution entstandenenRätesystemssich selbstzumProviso-
riumerklärte. Der rechte Flügel der USPD um Hugo Haase,
Wilhelm Dittmannund Karl Kautsky machte sich dafür stark,
das parlamentarische System zu akzeptieren und so viel wie
möglichan vondenRäteninAngriff genommenerDemokrati-
sierung in kommunaler Verwaltung, Militär und im ökonomi-
schen Bereich als soziales Fundament in dasparlamentarisch-
demokratische Systemmiteinzubauen.Dagegen wardieNatio-
nalversammlung für den linken USPD-Flügel allenfalls politi-
sche Tribüne imKampf umeinRätesystem. AufdemParteitag
inBerlinimMärz1919 setztesichdiese „radikaleLinie"durch.
In der dort beschlossenen „Programmatischen Kundgebung
der USPD" heißt es u.a.:

„Inderkapitalistischen Gesellschaftsordnungsind demokrati-
scheRechtsformen Truggebilde. Solangederpolitischen Befrei-
ungnicht auch die wirtschaftliche Befreiung und Unabhängig-
keit gefolgt ist, bestehtkeine wahre Demokratie... Im Rätesy-
stemhatsich dieproletarischeRevolution dieseKampforganisa-
tiongeschaffen. Siefaßt dieArbeitermassen indenBetrieben zu
revolutionäremHandeln zusammen. Sie schafft demProletariat
dasRechtderSelbstverwaltungindenBetrieben, indenGemein-
den und im Staate. Sie führt die Umwandlung der kapitalisti-
schen Wirtschaftsordnung in eine sozialistischedurch."7

Das war aber schonkeine „Tagesforderung" mehr, sondern
ein „Zukunftsprogramm"- die WahlenzurNationalversammlung hattenfür die sozia-

7 Protokoll über die Verhandlungen
des außerordentlichen Parteitags der
USPDvom2. bis 6. März 1919in Ber-
lin, Berlin o.J. (Nachdruck Glashüt-
ten im Taunus 1975) S.3

Titelseite der „Republik", 12. 9. 1919
(siehe Text)
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listischen Parteien keine Mehrheit gebracht (MSPD
37,9%,USPD 7,6 %,bei der Wahl imJuni1920 verscho-
ben sich die Gewichte nur innerhalb der linkenParteien;
SPD 21,6 %,USPD 18%,KPD 2%),- die lokalen und regionalen Arbeiter- und Soldatenräte,
die es seitNovember 1918 auch in fast allen Städtenund
größeren Gemeinden in Schleswig-Holstein gegeben
hatte8,existierten Mitte 1919 gar nicht mehr bzw. hatten
faktisch keine Funktionenmehr, da sie über keine politi-
schen Machtmittelverfügten, 9- waren dieMehrheitssozialdemokratenineinebürgerliche
Koalition eingetreten, die selbst die Mindestforderungen
nach Verstaatlichung von Bergbau und Schlüsselindu-
strien von der Tagesordnung fegte,- überlagerte dasProblem desInternationalismus alleande-
ren politischen Fragen in der USPD seit dem Sommer
1919.

An eine Durchsetzung des Rätesystems war nicht mehr zu
denken.

8 Vgl.dazu z.B.dieBeiträgevonRolf
Schulte über Eckernförde, Hans-
HeinzBrandtüber denLandkreis Ol-
denburg undRobertHuhle über Son-
derburgin„DemokratischeGeschich-
teir

Anzeigein der USPD-Zeitung zuden
politbchenEntwicklungen nach 1918,
in der der Wiederaufstieg und die
Machtposition konservativ-reaktionä-
rer Kräfte in der Weimarer Republik
angegriffen werdensoll(aus: Diefreie
Welt, IllustrierteZeitschrift derUSPD,
811919)

5. Lenins 21Bedin-
gungenund die
Spaltungder USPD

Das Versagen des sozialistischen Internationalismus 1914ff.,
die Politik des „Burgfriedens" der SPD-Reichstagsfraktion,
war derKernpunkt der Spaltungder deutschen Arbeiterbewe-
gung. Die Wiederherstellung einer „wirklichen" „Internatio-
nalederTat"wareinepolitische Forderung derUnabhängigen
Sozialdemokraten, die konstitutiver Bestandteil ihres Selbst-
verständnisses war. ImMärz 1919 war inMoskaudieKommu-
nistische (III.) Internationale gegründet worden. Was war nun
zu tun? Die IL („mehrheitssozialdemokratisch beherrschte")
Internationalehatte versagt und war angesichts desNationalis-
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9 Vgl. Robert F. Wheeler, a.a.0.,
S. 155f.

Mus in den Kriegsjahren handlungsunfähig geworden. Die
neue 111. Internationale nahm dasPrinzip des proletarischen
Internationalismus wieder auf und verstandsich alsMotor der
Weltrevolution. Sie war aber strikt bolschewistisch ausgerich-
tet. Ideologisch fand sich dort nur ein kleiner Teil der Unab-
hängigen wieder. Aufder Reichskonferenz der USPD imSep-
tember 1919 zeichnetensich dann zweikonträrePositionenzur
Internationale ab - Verhandlungen mit allen linken Kräften,
um auf lange Sicht eineeinheitliche Internationale wiederher-
zustellen (RudolfHilferding) oder bedingungsloser Bruchmit
der 11. und Anschluß an diedritteInternationale (Walter Stoe-
cker).Die Wahl der Delegierten für denParteitag, der am 30.
11.1919 inLeipzigbeginnen undüber dieFrage derinternatio-
nalen Orientierung entscheiden sollte, führte zu harten und
grundsätzlichen Auseinandersetzungen bisindiekleinstePar-
teigliederung hinein. Das gilt auch für Schleswig-Holstein. In
Altona-Ottensen(die beidenGemeindengehörtenorganisato-
risch zum USPD-Bezirk „Wasserkante", nicht zum Bezirk
Schleswig-Holstein)setzten sichdieAnhängerdes Anschlusses
an dieKommunistische Internationale (Komintern) durch.9 In
Kiel wurde eineResolution beschlossen, dieeine „neue Inter-
nationale"aus der 111. und den revolutionären Teilen der IL
forderte. Die beiden KielerDelegierten solltenentsprechend
aufdemParteitag votieren.Von den8schleswig-holsteinischen
Delegiertenbekamen4 ein Votum gegenundeiner ein Votum

Anzeigeinder „Republik" vom1. 11.
1920zurDbkussionder,21Bedingun-
gen" (siehe Text)
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für den Anschluß andieKominternmit aufdenWcg10.Schließ-
lich wurde inLeipzig noch einmal eine Kompromißformel ge-
funden, die Spaltung vermieden. Man beschloß, Verhandlun-
genmit anderenlinkssozialistischenParteienund denKommu-
nistenaufzunehmen undeinen sofortigen Anschluß zurückzu-
stellen. Das Gewicht in der Partei hatte sich aber nach links
verschoben. Die Akzeptanz einer Zusammenarbeit mit „So-
zialchauvinisten" der MSPD war mehrheitlichgeringer als die
Wirkung der Warnung vor der Politik des „Terrorismus" der
Bolschewiki.

Als die Komintern, vermutlich von Lenin formuliert, 21
Bedingungen für die Aufnahme in ihreOrganisation festlegte,
war klar,daß eine einheitlicheLinie in der USPD nicht mehr
möglichseinwürde. DienationalenParteiensolltengegenüber
demExekutivkomiteederKomintern(EKKI) weisungsgebun-
den sein, sie hatten zentralistischaufgebaut zusein, eine ille-
gale Organisation aufzubauen. "Zentristen" (gemeint waren
Kautsky,Hilferding und Gefolgsleute) sollten ausgeschlossen
werden.Inder Praxis wurdeeineVerschmelzung vonKPDund
USPD verlangt. Der jetzt losbrechende „Kampf um die 21
Bedingungen", der in allen Organen und Gliederungen der
Partei losbrach, läutete dasEnde der USPD alsrelevante poli-
tischeKraftein.Überall wurdeninVorbereitungdesParteitags
inHalle (Oktober 1920) Urabstimmungen unter den Mitglie-
dern durchgeführt. In Schleswig-Holstein sprachen sich 4007
Genossinnenund Genossen (=5Delegierte) für die Annahme
der 21Bedingungen aus, 2789 (= 4Delegierte) dagegen. Etwa
einDrittelaller Mitglieder hat sich an den Abstimmungen auf
denMitgliederversammlungen beteiligt11.InHalle stimmtedie
Mehrheit für den Anschluß an die Komintern und die Ver-
schmelzungmit derKPD,diedadurcherstzueinerMassenpar-
tei in Deutschland wurde. Die Minderheit arbeitete vorerst
unter dem Etikett USPD weiter.

Festzuhalten bleibt: Die Auseinandersetzung um die Inter-
nationalewurdenicht in intellektuellenKreisen,sonderninder
gesamtenPartei,einer Massenparteimit über 800000 Mitglie-
derngeführt und zwaraufdem Hintergrund großer wirtschaft-
licherundsozialerProbleme alsFolgedesKriegessowie schwe-
rer innenpolitischer Kämpfe (Kapp-Putsch, Ruhrkampf
u.v. m.). Die Mehrheitsverhältnisse in der gesamten USPD
lassen sich auf den ersten Blick auch in Schleswig-Holstein
wiederfinden.Lokale Besonderheiten müßten noch untersucht
werden.

10 Ebd.,S.156,328"
Vgl. die Übersicht über Ergebnisse

der Abstimmung: Ebd.

6. Die Konkursmasse
-dieUSPD nach
der Spaltung

Genaue Zahlen über den Übertritt von USPD Mitgliedern
zur VKPD (Vereinigte KPD) gibt es nicht. Die Schätzungen
liegen zwischen 250000 und 350000. Auch die Stärke der
„Rest-USPD" läßt sich nur schwer ermitteln. Viele linke So-
zialdemokraten waren offenbar nach der Spaltung gar nicht
mehr aktiv. Die Summe der Mitglieder der Arbeiterparteien
nahm bis zur Mitte der 20er Jahre stetig ab. Auch über die
Verhältnisse in Schleswig-Holstein gibt es keine präzisenAn-
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gaben. Osterroth nennt einige Beispiele: „In Flensburg waren
vonden1400 Mitgliedernnochnicht150 zuden Neukommuni-
sten übergetreten, in Schleswig von 450 Mitgliedern nur16...
EineBefragung von4563 bisherigen USPD-Mitgliedern ergab,
daß nur929sichfür die,Neukommunisten' erklärten. DieRe-
publik' vom 20.11.1920stellteentgegenGerüchten fest, daß sie
durch die Spaltung... nur rund 2000 Abonnenten verloren
habe."12 Die „Republik" verblieb auf der Seite der „Rest-
USPD",der ,Adt-Unabhängigen",wieOsterrothsienennt.Die
Auswahlder Zahlen beiOsterroth ist sicherlich aufdem Hin-
tergrund einer erwünschten schleswig-holsteinischen sozialde-
mokratischen Traditionsliniezusehen.Fest steht,daß mitMax
Güth und Wilhelm Schweizer zwei „prominente" Politiker zu
Vorsitzenden der USPD im Lande auf dem Bezirksparteitag
am 27. 10. 1920 gewählt wurden (die Anhänger des Anschlus-
ses andieKPDhattendreiTage zuvor ihreBezirkskonferenz in
Neumünster abgehalten-die Spaltungwar auch inSchleswig-
Holsteindamit vollzogen).

EinIndiz für die AnalysedesKräfteverhältnisses vonUSPD
und VKPD sind die Ergebnisse der Reichstagswahl vom Fe-
bruar 192113.Deutlich stärker als die KPD war die USPD im
Kreis Flensburg (2,4%:0,7%), im Kreis Schleswig
(5,5% :0,6%),Kr.Eckernförde (16,3 % :6,7%),Kr. Eider-
stedt (8,7%: 5,4%), Kr. Husum (3,6%:1,9%). Insgesamt
erreichte die KPD in Schleswig-Holstein 6,0%, die USPD
hingegen nur3,0 %.Kann manausder RelationderKPD-und
USPD-StimmenzumindestHinweiseauch auf organisatorische
Hochburgen der „Rest-USPD" gegenüber den „Neukommuni-
sten",14 gewinnen, wird man umgekehrt berücksichtigen müs-
sen, daß nach der Spaltung einige USPD-Anhänger zur SPD
zurückgekehrt oder ganz von der politischen Bühne ver-
schwunden sind.

EinBlick aufdie lokalenHochburgen zeigt, woman soziale
und biographische Hinweise auf die Struktur der USPD und
ihrer Anhänger suchenmuß: dieUSPD erhieltbeidenReichs-
tagswahlen 1921 in Wesselburen (Land) 25% (SPD 16,6%,
KPD 0,7 %)
inTönning28 % (SPD 9,6 %,KPD 12,8%)
inPries (Krs. Eckernförde,heute Stadtteil von Kiel)
21,2% (SPD 40,1%, KPD 10,5%)
inWesselburen (Stadt) 18,5% (SPD 10,6%, KPD 9,7%)
inHoltenau (Krs. Eckernförde,heute Stadtteil von Kiel)
16,7% (SPD 36,6%,KPD 3,7%)
und inLunden(Norder-Dithmarschen)
16,5 % (SPD13,1%, KPD 15,5 %)15

Die Stärke der USPD gerade in ländlichen Bereichen und
dort v.a. im Norden und Westen des Landes, deutet darauf
hin, daß die USPD offenbar keine Partei mehr war,die ihren
Rückhalt im traditionellen Industrieproletariat hatte.Das be-
legen auch weiteredrastischeBeispiele vonReichstagswahler-
gebnissen aus stark industriellgeprägtenStädten und Gemein-
den:

12 FranzOsterroth, 100JahreSozialde-
mokratie in Schleswig-Holstein. Ein
geschichtlicher Überblick, Kiel o.J.
(1963),5.72f.
13 Die Reichstagswahl vom 6. 6. 1920
wurde in den Wahlkreisen, in denen
nach dem Versailler Vertragüber die
Zugehörigkeitzum Deutschen Reich
abgestimmt werden mußte, im Laufe
des Jahres 1921 nachgeholt.Bei den
Wahlen 1920 war die USPD gegen-
über 1919 von 7,6 auf 17,8% ange-
wachsen. Für diese Zeit des politi-
schen „Hochs" derUSPD liegenalso
leider keine Zahlen aus Schleswig-
Holstein vor.
14DerBegriffder „Neukommunisten"
wurde vonSozialdemokraten undUn-
abhängigenfür dieAnhänger derVer-
einigung der USPD mit der KPD ge-
braucht.
15 Vgl.:Zusammenstellung der„Sozia-
listischen Stimmenanteile" bei den
Reichstagswahlen bei Rainer Paetau,
a.a.0.,5.544.
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USPD 1921
in Büdelsdorf (Metallindustrie) 0,8% (SPD 62,7%, KPD
18,5 %)
in Lägerdorf (Zementindustrie) 1,7% (SPD 40,7%, KPD
39,5 %)
Neumünster 1,3% (SPD 56,8 %,KPD 5,8%)
Altona0,3 % (SPD 45,1%,KPD 11,9 %)
InKiel lagen KPD und USPD jeweils bei5,8%,die SPD bei
42,0%.16

Diese Zahlenbeispiele sind alsHinweisdarauf zu verstehen,
welchen Analyse- und Interpretationsbedarf die Geschichte
der USPD inSchleswig-Holsteinnoch hat.

16 Ebd.,S.546 f.

7. Wiedervereinigung
-DerWeg zurück
zurSPD

Nach der Spaltung der Partei wurde derpolitische Spielraum
für die „Rest-USPD" immerkleiner-dieMehrheitder Mitglie-
der war zur KPD gegangen, viele andere hattenpolitisch resi-
gniert. Innenpolitisch war die Arbeiterbewegung bereits indie
Defensive geraten. Der „Kampf gegen Rechts" war mit einer
dreigeteilten paralysierten Arbeiterklasse nicht zu gewinnen.
DerKapp-Lüttwitz-Putsch imMärz 1920 hattediesen Sachver-
halt deutlich werden lassen. Regina Rocca zeigt in ihremBei-
trag in diesem Band, wie sich politisch praktische Einheit im
Handeln in der Abwehr des Putsches am Beispiel Kiel her-
stellte.Diehier gemachten Erfahrungen warenein Schritt zur
Wiederannäherung vonUSPD und MSPD.Die zunehmenden
wirtschaftlichenundsozialen Probleme (Inflation), der offene
und verdeckte Kampf konservativ-reaktionärer Kräfte gegen
die Republik (Mord an Außenminister Rathenau) und die

1922: Annäherung von SPD und
ÜSDP, die sich in einer Vielzahl ge-
meinsamer Aktionen ausdrückte (aus:
„Republik",30. 7. 1922)
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Selbstisolierungder KPD durchihrePolitik des revolutionären
Umsturzes („Putschtaktik")und der Gewerkschaftsopposition
taten ein übriges, die Rückkehr der „rechten" Unabhängigen
indie SPD zubeschleunigen. ImSommer 1922bahnte sich der
organisatorische Zusammenschluß durch eine Vielzahl ge-
meinsamer politischer Aktionenan.

DerBezirksparteitag der USPD am 23. 7. 1922 inNeumün-
ster forderte unmißverständlich einheitliche Aktionender so-
zialistischen und gewerkschaftlich organisierten Arbeiter-
schaft"11.Am 15. 10. 1922schließlich beschloß derBezirkspar-
teitagderSPD Vereinbarungenmit derUSPD,wiedie Wieder-
vereinigung organisatorisch zu regeln sei. Im September war
aufReichsebene die Vereinigung beider Parteien beschlossen
worden.Das KapitelUSPD war damit weitgehend abgeschlos-
sen worden. Einekleine Gruppe um GeorgLedebour verwei-
gertesichdemZusammenschluß. EineUSPDgabes weiterhin.
Sie wurdeaber zueiner linkenSplittergruppe, die zunehmend
an Einfluß verlor (bei denReichstagswahlen im Mai 1924er-
hielt sie in Schleswig-Holstein 1,1% der Stimmen, bei den
Wahlen imDezember 1924nur noch 0,5%).

Die in den Schoß der „Mutterpartei" zurückgekehrten Un-
abhängigen haben in den Folgejahren die Politik der Partei
nicht nachhaltig beeinflussen können.Die meisten von ihnen
gehörten zum linken Minderheitenflügel in der SPD, einige
gingen später zur SAP.

In Schleswig-Holstein gehörten kurzfristig mit Max Güth,
Wilhelm Schweizer,FritzHansen, PaulDölzund Fritz Ringer
fünf ehemalige Unabhängige zum Bezirksvorstand und Kon-
trollkommission der SPD. Eine nachhaltige politische Kurs-
korrekturder Parteivermochtensienichtzubewerkstelligen.18

"Osterroth5.75
18 Vgl.:Paetau,S.510f.

8. Schlußbemerkun-
gen

Die Wahlergebnisse der USPD in Schleswig-Holstein weisen
aus, daß die Partei in unserem Land immer relativ schwach
abschnitt.Übersprang diePartei imReichsgebiet beidenWah-
len zur Nationalversammlung 1919 leicht die 7-%-Marke,
reichte es in diesemLand nur zu3,4 % der Stimmen.

Dabei fällt der krasseUnterschied zur MSPD auf:19

"Aus: Ebd., S.543
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Wahlkreis
MSPD

1919
% USPD %

1. Hadersleben-Sonderburg
2.Flensburg-Apenrade
3. Schleswig-Eckernförde
4. Tondern-Husum-Eiderstedt
5.Dithmarschen-Steinburg
6.Pinneberg-Segeberg
7.Kiel-Rendsburg-Neumünster
8. Altona-Stormarn
9. Oldenburg-Plön

10. Hzgt. Lauenburg

4304 35,7 1
24646 41,7 329
21037 34,4 2174
10673 22,5 760
36150 44,2 433

in WK 8 enthalten
104 46 50,1 11396
124666 ? 11113
21861 46,1 134
11631 41,6 816

0,0
0,6
3,5
1,6
0,5

5,4
?

0,3
2,9

Schleswig-Holstein 370384 45,7 27301 3,4



Zukeiner Zeit erreichte dieUSPD dieStärkeder rechtssozial-
demokratischen Konkurrenz. Ganz anders sah das in den
„klassischen Zentren" der Arbeiterbewegung, der organisier-
ten und politisch bewußten Industriearbeiterschaft aus. Fol-
gende Zahlen verdeutlichendas:20

Vergleich der für SPDundUSPDbeidenWahlenzurNational-
versammlungund zum erstenReichstag abgegebenen gültigen
Stimmen (USPD-Hochburgen)

Andersals indenstark industrialisiertenTeilendesDeutschen
Reiches hattees die USPD schwer, in Schleswig-Holstein Fuß
zufassen. Zuerst gelang es ihr indenRüstungsbetrieben, v.a.
indenTorpedowerkstätten inKiel21.Das „Stammpersonal der
Arbeiterklasse", die Arbeiter in Großbetrieben der Groß-
städte, war inSchleswig-Holstein dünn gesät, sicher eineUrsa-
che für die strukturelle Schwäche derUSPD indiesem Land.
Hinzu kommen aber sicher auch andereElemente. So waren
vieleprominenteund verdienteSozialdemokraten inderneuen
Partei:Hugo Haase,EduardBernstein, KarlKautsky u.v.m.
wirkten mit ihrer Popularität für die USPD. In Schleswig-
Holsteinsind die bekanntenParteiführer fast ausnahmslos auf
der Seite der MSPD zu finden. Je mehr der Charakter der
USPDals „wahreHüterin dessozialistischenErbes" zurücktrat
und aus ihr indenJahren1919und1920eineradikale Protest-
partei,einlinkes Sammelbecken wurde,hat sichdieBedeutung
von sozialer StrukturundBiographie für die Stärke derUSPD
relativiert.

Es wäre wünschenswert, wenn die in diesem Beitrag kurz
angerissenen Punkteeinmal ausführlich untersuchtund darge-
stellt würden.

20 Aus: H.Krause,a.a.0., S. 174
21 Vgl. DirkDähnhardt,Revolution in
Kiel,Neumünster 1978, S.43ff.
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Wahlkreis
Nr.Bezeichnung

1919 1920
SPD USPD Zus. SPD USPD KPD Zus.

Stimmen in 1000
2 Berlin 405

22 Düsseldorf-Ost 247
12 Thüringen 366
3 PotsdamII 318
4 PotsdamI 363

29 Leipzig 128
11 Merseburg 109

307
177
251
138
129
239
294

712 187 457
424 99 323
617 163 325
456 147 252
492 176 258
367 70 273
403 61 315

14
12
20
11
11
16
11

618
434
508
410
445
359
387

Zusammen 1936 1535 3471 903 2199 95 3171
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